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NIEDERSCHRIFT 
 

aufgenommen am 21. September 2023 im Gemeindeamt Frankenau-Unterpullendorf, Fran-
kenau 108, anlässlich der Sitzung des Gemeinderates. 
 

Anwesend: 
 

ÖVP-Fraktion: 
 

Vbgmin. Angelika MILEDER Dominik VLASICH Alexandra KRÖPFL (EGR) 
Karl HORVATH Thomas SIMON Daniel MERSITS 
Ing. Karl KERESZTESI Maga. Sandra HEISZ  

 
SPÖ-Fraktion: 
 

Bgm. Paul FERCSAK Manuela FERCSAK, MA Stefan HORVATH 
DI Thomas SCHREINER Marianne BLAZOVICH Manfred CSENAR 
Michael FAZEKAS   

 
MIT: 
 

Philip JURANICH, MA Luka LASSALLE-ZEICH-
MANN 

 

 
FBL: 
 

Vinzenz MÖRK Johannes FORSICH  
 
und als Schriftführer GOA DI Erich FAZEKAS 
 

Ebenfalls anwesend:   
 

Abwesend und entschuldigt:  Maga. Julia KRIZMANITS, Maga. Jennifer RADNASICH 
 

Abwesend und unentschuldigt: --- 
 
Die Sitzung wird um 19.00 Uhr eröffnet. Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Gemeinde-
ratsmitglieder, stellt die gesetzmäßige Einberufung des Gemeinderates fest und verkündet, 
dass die erforderliche Anzahl der Gemeinderäte gemäß § 41 Abs. 1 Bgld GemO 2003 erschie-
nen und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  
 
Der Vorsitzende begrüßt Thomas Tiwald von der Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH, der die 
Gemeinderäte zum Tagesordnungspunkt 2 - Businesspark Mittelburgenland – Präsentation des 
Kooperations- und Infrastrukturvertrages und der Anschlussvereinbarung - informieren wird. 
 
Mit der Beglaubigung der Niederschrift werden die Gemeinderäte Daniel MERSITS und Manu-
ela FERCSAK betraut die geleichzeitig auch als Stimmenzähler fungieren werden. 
 
Vor Eingang in die Tagesordnung wird der  
 

TO-Pkt. 17 „Ansuchen der Kröpfl Gastro GmbH um finanzielle Zuwendung 
für die Errichtung eines Kaffeehauses, einer Weinbar und Bistors: Be-
schlussfassung“ 

 
vom Bürgermeister von der Tagesordnung genommen. Der Bürgermeister erklärt, dass lediglich 
ein Bericht unter dem Tagesordnungspunkt Allfälliges zu diesem Thema abgegeben wird. 
 
Anschließend erfolgt der Übergang zur 
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T A G E S O R D N U N G 
 
1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 

2. Businesspark Mittelburgenland – Präsentation des Kooperations- und Infrastrukturvertrages 
und der Anschlussvereinbarung 

3. Diskussion über das Ergebnis der Befragung zur Errichtung von PV-Freiflächenanlagen auf 
Gemeindegebiet und Beschlussfassung über den Standpunkt der Gemeinde 

4. Erlassung einer Verordnung für eine 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
Gemeindestraßen 

5. Ankauf von Verkehrszeichen im Rahmen der 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung: 
Beschlussfassung 

6. Dienstbarkeitsvereinbarung mit der Urbarialgemeinde Frankenau bezüglich der Verlegung 
eines Kanalstranges auf Grundstück Nr. 2734 und 2735 

7. Vereinbarung mit der Burgenland Energie über die Energierückvergütung der E-Ladestation 
in Kleinmutschen: Beschlussfassung 

8. 2. Änderung des Bebauungsplanes – Ergänzung zum GR-Beschluss vom 01. Juli 2020 
über den Leistungsumfang 

9. Anpassung von Dienstverhältnissen: Beschlussfassung 

10. Veranlagung Festgeld: Beschlussfassung 

11. Festlegung eines Kostenbeitrages für die schulische Nachmittagsbetreuung 

12. Zuschuss zum Kostenbeitrag für das Mittagessen im Kindergarten und in der Volksschule: 
Beschlussfassung 

13. Beschlussfassung über eine finanzielle Zuwendung für den SC Unterpullendorf aus Anlass 
des Meistertitels in der 2. Klasse Mitte (Saison 2022/2023) 

14. Beschlussfassung von Richtlinien für die finanzielle Unterstützung gemeindeansässiger 
Vereine 

15. Möglichkeiten des Schülertransportes und deren Finanzierung: Beschlussfassung 

16. Teilungsplan für Grundstücke Nr. 1254, KG Großmutschen – Beteiligung an den 
angefallenen Kosten: Beschlussfassung 

17. Beschlussfassung Ankauf einer mobilen Beschallungsanlage: Beschlussfassung 

18. Ankauf eines Reinigungsgerätes (Nachlauf-Scheuersaugmaschine): Beschlussfassung 

19. Prüfung der Gemeindegebarung durch den Prüfungsausschuss am 15.06. und 15.09.2023: 
Bericht an den Gemeinderat 

20. Umfassendes Konzept zu erneuerbaren Energiequellen in unserer Gemeinde (Antrag ÖVP-
Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

21. Konzept für leistbare Bauplätze für unsere Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürger 
(Antrag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

22. Allfälliges 
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1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 

 
Das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 21.06.2023 wird einstimmig zur Kenntnis genom-
men und vom Vorsitzenden für genehmigt erklärt. 
 
 

2. Businesspark Mittelburgenland – Präsentation des Kooperations- und Infrastruk-
turvertrages und der Anschlussvereinbarung 

 
Der Bürgermeister ersucht Herrn Thomas Tiwald von der Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH 
die Inhalte des Kooperations- und Infrastruktur Vertrages den Gemeinderäten zur Kenntnis zu 
bringen und auftretende Fragen zu beantworten. Herr Tiwald bringt den anwesenden GR-Mit-
gliedern das Projekt Businesspark Mittelburgenland zur Kenntnis. Es werden die Umstände be-
leuchtet, wie es zu diesem Projekt gekommen ist, was der Zweck dieses Projektes ist und wie 
die Beteiligungsverhältnisse verteilt sind. Weiters werden die zu erwartenden Einnahmen für die 
beteiligten Gemeinden beleuchtet und welche finanziellen Risiken für die Gemeinden besteht. 
In der Diskussion wird die Versiegelung der Fläche bekrittelt und die Tatsache, dass andere Bu-
sinessparks nicht ausgelastet sind bzw. mit der Ansiedlung von Betreiben zu kämpfen haben. 
Herr Tiwald berichtet, dass mehrere Firmen im Businesspark Mittelburgenland bereits Flächen 
erworben haben und demnächst die Bauarbeiten beginnen werden. Auf die Frage, sollte eine 
Gemeinde den Kooperations- und Infrastrukturvertrag und die Anschlussvereinbarung nicht un-
terschreiben, antwortet Herr Tiwald, dass diese Gemeinde aus dieser Kooperation ausscheiden 
muss. 
 
 

3. Diskussion über das Ergebnis der Befragung zur Errichtung von PV-Freiflächen-
anlagen auf Gemeindegebiet und Beschlussfassung über den Standpunkt der 
Gemeinde 

 
Der Bürgermeister stellt eingangs zu diesem Tagesordnungspunkt fest, dass das Ergebnis der 
Bürgerbefragung zur geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage sich wie folgt darstellt: 
 

 
 
Weiters berichtet der Bürgermeister, dass der Gemeinderat dem Amt der Bgld Landesregierung 
schriftlich zum Ergebnis der Befragung Stellung nehmen wird . Entsprechend vorheriger Ge-
meinderatsbeschlüsse sollte sich der Gemeinderat dem Willen bzw. der Meinung der befragten 
Bevölkerung anschließen. 
Der Bürgermeister ersucht den leitenden Gemeindebeamten, den Entwurf des Antwortschrei-
bens den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern zur Kenntnis zu bringen.  
Bevor der leitende Gemeindebeamte den Inhalt des Schreibens verliest, gibt er folgende Erklä-
rung ab. 

Kleinmutschen

Wahlberechtigte: 107 Wahlbeteiligung

Abgegeben: 78 72,90%

Ungültig: 0 0,00%

Gültig: 78 100,00%

JA-Stimmen 20 25,64%

NEIN-Stimmen 58 74,36%
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Unterpullendorf

Wahlberechtigte: 461 Wahlbeteiligung

Abgegeben: 284 61,61%

Ungültig: 2 0,70%

Gültig: 282 99,30%

JA-Stimmen 171 60,64%

NEIN-Stimmen 111 39,36%
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Aufgrund von einem Gemeinderat und Ortsvorsteher in der Öffentlichkeit (Gasthaus, Sportplatz) 
lautstark verbreiteten Aussagen, dass der Amtmann nur als „Schreiberling“ Gemeinderatssit-
zung beizuwohnen hat und nicht zu sagen hat, wird wie folgt begegnet. 
Der Amtmann und Leiter des Gemeindeamtes ist bei Gemeinderatssitzungen in beratender 
Funktion tätig. Er hat den Bürgermeister in rechtlichen Fragen zu unterstützen und wird vom 
Bürgermeister in der Regel beauftragt, ein Protokoll über den Inhalt der Gemeinderatssitzung 
zu verfassen. Über Aufforderung des Bürgermeisters kann der Amtmann durch ergänzende In-
formationen zum jeweiligen Tagesordnungspunkt den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern 
einen umfassenderen und tieferen Überblick zum behandelten Thema geben, was den Gemein-
deratsmitgliedern bei Abstimmungen hilfreich sein kann. 
Der leitende Gemeindebeamte verweist mit Nachdruck darauf, dass, wenn er sich während ei-
ner Gemeinderatssitzung zu Wort meldet, dies im Einvernehmen und mit Zustimmung des Bür-
germeistes geschieht.  
Der leitenden Gemeindebeamten macht die anwesenden Gemeinderatsmitglieder darauf auf-
merksam, dass nunmehr er über Aufforderung des Bürgermeisters zum Tagesordnungspunkt 
berichten wird. 
 
Nach Verlesung des Schreibens meldet sich GR Mörk zu Wort. Er ist der Meinung, dass kein 
Schreiben oder eine Meldung dem Amt der Bgld Landesregierung übermittelt werden soll. Das 
Ergebnis der Bürgerbefragung ist ohnehin jedem bekannt. 
 
Die meisten Gemeinderäte widersprechen dieser Aussage mit der Begründung, dass es ein Akt 
der Höflichkeit ist der zuständigen Abteilung beim Amt der Bgld Landesregierung mitzuteilen, 
wie das Ergebnis der Befragung ausgefallen ist und wie der Gemeinderat über das Ergebnis 
der Befragung denkt. 
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Vorsitzenden mehrheitlich mit 16 (sechs-
zehn) JA-Stimmen und 3 (drei) Nein-Stimmen [Vinzenz MÖRK, Johannes FORSICH, Daniel 
MERSITS] beschlossen, dass das Schreiben in der vorgebrachten Form ans Amt der Bgld Lan-
desregierung übermittelt werden soll. 
 
 

4. Erlassung einer Verordnung für eine 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung 
auf Gemeindestraßen 

 
Der Vorsitzende berichtet, dass für die 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung auf Gemein-
destraßen eine Verordnung zu erlassen ist, welche der Aufsichtsbehörde anher zu Genehmi-
gung vorzulegen ist.  
In der Diskussion wird nachgefragt, ob die Bevölkerung gefragt wurde, was sie von einer gene-
rellen Geschwindigkeitsbeschränkung hält. 
Darauf wird geantwortet, dass im Gemeinderat bereits bei vorhergegangenen Sitzungen dar-
über diskutiert wurde und die Geschwindigkeitsbeschränkung mehr oder weniger vereinbart 
wurde. Die Bevölkerung wurde dabei in die Diskussion nicht einbezogen. 
 
Über Antrag des Bürgermeisters wird mehrheitlich mit 12 (zwölf) JA-Stimmen [SPÖ, MIT, FBL, 
Mag. Sandra HEISZ], 2 (zwei) NEIN-Stimmen [Dominik VLASICH, Karl HORVATH] und 5 
(fünf) Stimmenthaltungen [Angelika MILEDER, Thomas SIMON, Alexandra KRÖPFL, Karl 
KERESZTESI, Daniel MERSITS] folgende Verordnung beschlossen: 
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V E R O R D N U N G 
des Gemeinderates der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf (im eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinde), vom 21.09.2023, womit eine Zonenbeschränkung (erlaubte Höchstgeschwindigkeit) 
von 30 km/h auf Gemeindestraßen im gesamten Gemeindegebiet, die Erklärung einer Wohn-
straße und eine Geschwindigkeitsbeschränkung in der Sportplatzstraße in Unterpullendorf erlas-
sen wird.  

§ 1 
30 km/h – Zonenbeschränkung 

 

Diese Verordnung ist mit den Verkehrszeichen gemäß § 52 lit.a Z. 11a („Zonenbeschränkung 30 
km/h") und auf der Rückseite 11b („Ende einer Zonenbeschränkung 30 km/h") StVO 1960 kund-
zumachen und tritt mit der Anbringung der Verkehrszeichen in Kraft. Der genaue örtliche Gel-
tungsbereich ist den angeschlossenen Lageplänen, welche einen integrierenden Bestandteil die-
ser Verordnung bildet, zu entnehmen. 
 

§ 2 
 

30 km/h - Beschränkung 
Auf der Gemeindestraße „Sportplatzstraße“ in Unterpullendorf wird eine 30 km/h Geschwindig-
keitsbeschränkung erlassen. Die Geschwindigkeitsbeschränkung von 30 km/h erstreckt sich von 
der Einmündung in die L 225 bis hin zum Ende des Grundstückes Nr. 1998/2. Diese Verordnung 
ist mit den Verkehrszeichen gemäß § 52 lit.a Z. 10a („Geschwindigkeitsbeschränkung Erlaubte 
Höchstgeschwindigkeit 30 km/h") und auf der Rückseite 10b („Ende der Geschwindigkeitsbe-
schränkung 30 km/h") StVO 1960 kundzumachen und tritt mit der Anbringung der Verkehrszei-
chen in Kraft. Der genaue örtliche Geltungsbereich ist dem angeschlossenen Lageplan zu ent-
nehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3 
 

Wohnstraße 
Im Ortsteil Frankenau wird die Gemeindestraße „Miloradić-Siedlung“ als Wohnstraße erklärt. 
Diese Verkehrsbeschränkung ist durch Verkehrszeichen gemäß § 53 Abs. 1 Z. 9c StVO 1960 
„Wohnstraße“ für die in die Wohnstraße einfahrenden Fahrzeuglenker kundzumachen.  
Das Ende der Wohnstraße ist durch Verkehrszeichen gemäß § 53 Abs. 1 Z. 9d StVO 1960 „Ende 
der Wohnstraße“ für die aus der Wohnstraße ausfahrenden Fahrzeuglenker an der Rückseite der 
oben genannten Verkehrszeichen kundzumachen. 
Der genaue örtliche Geltungsbereich ist dem angeschlossenen Lageplan zu entnehmen. 
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§ 4 
 

Inkrafttreten 
Gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 tritt diese Verordnung mit der Anbringung der Verkehrszeichen 
in Kraft. Der genaue Zeitpunkt der Anbringung ist der Bezirksverwaltungsbehörde schriftlich be-
kannt zu geben. Mit der Anbringung und Erhaltung dieser Verkehrszeichen wird der Straßener-
halter betraut. 
 

§ 5 
 

Übertretungen 
Übertretungen dieser Verordnung werden von der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß den Best-
immungen des § 99 StVO 1960 bestraft. 
 

§ 6 
 

Rechtsgrundlagen: 
§§ 43 Abs. 1 lit.b Z.1, 44 und 94d Z.4 lit.d und 94d Z 8a Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 
1960) in der geltenden Fassung. 
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5. Ankauf von Verkehrszeichen im Rahmen der 30 km/h Geschwindigkeitsbe-
schränkung: Beschlussfassung 

 
Der Vorsitzende berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass für die vorher be-
schlossene Verordnung entsprechende Verkehrszeichen notwendig sind. Dafür wurden drei Fir-
men eingeladen entsprechende Angebote abzugeben, die sich wie folgt darstellen: 
 

 
 
 
Über Antrag des Bürgermeisters wird mehrheitlich mit 12 (zwölf) JA-Stimmen [SPÖ, MIT, FBL. 
Mag. Sandra HEISZ], 2 (zwei) NEIN-Stimmen [Dominik VLASICH, Karl HORVATH] und 5 
(fünf) Stimmenthaltungen [Angelika MILEDER, Thomas SIMON, Alexandra KRÖPFL, Karl 
KERESZTESI. Daniel MERSITS] folgender Beschluss gefasst: 
 

Beschluss 
 
Die Lieferung von entsprechenden Verkehrszeichen für die 30 km/h Geschwindigkeitsbeschrän-
kung auf Gemeindestraßen wird an die Fa. Kommunal Waren Herzog, 2801 Katzelsdorf, um 
die im Angebot angeführte Summe von € 6.544,47 vergeben. 
 
 

6. Dienstbarkeitsvereinbarung mit der Urbarialgemeinde Frankenau bezüglich der 
Verlegung eines Kanalstranges auf Grundstück Nr. 2734 und 2735 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass für den Kanalanschluss für das Zollhaus in Frankenau die 
Druckleitung über Urbarialgrund geführt werden muss. Dazu wurde von RA Dr. Kuzmich ein 
Dienstbarkeitsvertrag aufgesetzt. Dieser wurde von der Vollversammlung der Urbarialgemeinde 

Preis pro 
Einheit

Preis 
gesamt 

Preis pro 
Einheit

Preis 
gesamt 

Preis pro 
Einheit

Preis 
gesamt 

gemäß § 52 lit.a Z. 11a („Zonenbeschränkung 30 km/h") 
Zone 30 Anfang 470 x 630 mm; 2 mm dick 28       44,82  1.254,96           48,00  1.344,00            43,75  1.225,00 

gemäß § 52 lit.a Z. 11b („Zonenbeschränkung 30 km/h") 
Zone 30 Ende 470 x 630 mm; 2 mm dick 27       44,82  1.210,14           48,00  1.296,00            43,75  1.181,25 

gemäß § 53 Abs. 1 Z. 9c StVO 1960 „Wohnstraße“  
(Wohnstraße Anfang) 470 x 630 mm; 2 mm dick 1       36,72        36,72           41,80        41,80            43,74        43,74 

gemäß § 53 Abs. 1 Z. 9d StVO 1960 „Wohnstraße“ 
(Wohnstraße Ende) 470 x 630 mm; 2 mm dick 1       39,66        39,66           41,80        41,80            43,74        43,74 

gemäß § 52 lit.a Z. 10a 
(„Geschwindigkeitsbeschränkung Erlaubte 
Höchstgeschwindigkeit 30 km/h")  Anfang

480 mm; 2 mm dick 2       24,18        48,36           26,00        52,00            22,03        44,06 

gemäß § 52 lit.a Z. 10b 
(„Geschwindigkeitsbeschränkung Erlaubte 

Höchstgeschwindigkeit 30 km/h") Ende
480 mm; 2 mm dick 2       24,18        48,36           26,00        52,00            22,03        44,06 

Steher Ø 60 mm, Wandstärke 3 mm, Länge 3000 mm 29       41,52  1.204,08           35,40  1.026,60            31,52     914,08 
Halterung für flache Schilder für beidseitige Montage 66       12,78     843,48           14,30     943,80            19,28  1.272,48 

2              -              23,52        47,04 
Frachtkosten 1              -            150,00     150,00 

Gesamtsumme netto
abzgl. Nachlass
zzgl. 20% Mwst.
Gesamtsumme brutto
Skonto

Gesamtsumme brutto abzgl. Skonto 6.560,06 6.544,47 6.951,63
0,00 172,73 0,00

0%0% 3%
5.622,91 5.757,60 5.958,54

937,15 959,60 993,09

4.965,45
0,00 0,00 0,00

4.685,76 4.798,00

Vergleich Angebote für Verkehrszeichen und Befestigungsmaterial für 30 km/h Zonenbeschränkung

Forster Kommunal 
Waren Herzog ITEK

Art Verkerszeichen lt StVO 1960 Größe Anzahl
Folie Typ 1 Folie Typ 1 Folie Typ 1
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Frankenau bereits beschlossen. Jetzt wäre im Gemeinderat ebenfalls ein Beschluss zu fassen, 
so der Bürgermeister abschließend in seinem Bericht an den Gemeinderat. 
GR Karl KERESZTESI, der Obmann der Urbarialgemeinde Frankenau ist, erklärt sich für befan-
gen zu diesem Tagesordnungspunkt. 
 
Über Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig (18:0) wie folgt beschlossen: 
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7. Vereinbarung mit der Burgenland Energie über die Energierückvergütung der E-
Ladestation in Kleinmutschen: Beschlussfassung 

 
Der Vorsitzende berichtet, dass beim Campus in Kleinmutschen eine E-Ladestation errichtet 
wurde, und für diese eine Vereinbarung mit der Burgenland Energie über die Energierückvergü-
tung abgeschlossen werden muss. 
 
Über Antrag des Vorsitzenden wird folgende Vereinbarung einstimmig (19:0) wie folgt be-
schlossen. 
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8. 2. Änderung des Bebauungsplanes – Ergänzung zum GR-Beschluss vom 01. Juli 
2020 über den Leistungsumfang 

 
GR DI Schreiner berichtet, dass die Fa. A.I.R. mit der Änderung des Bebauungsplanes beauf-
tragt wurde. Zwischenzeitlich haben sich gesetzliche Vorgaben geändert und das ursprüngliche 
Auftragsvolumen hat sich erhöht. Um die bisher angelaufenen Kosten bzw. noch ausständige 
Arbeitsleistungen abschätzen zu können, soll die Fa. A.I.R. die bisher angelaufenen Kosten ab-
rechnen und etwaige noch benötigte Zeitaufwendungen auflisten. 
 
Dazu soll folgender Beschluss gefasst werden: 
 

Beschluss 
 

Firma A.I.R. soll alle bisher noch nicht verrechneten, jedoch erbrachten Leistungen in Rech-
nung stellen mit Anführung des Beauftragungsdatums. 
 
Der Antrag wird einstimmig (19:0) beschlossen. 
 
 

9. Anpassung von Dienstverhältnissen: Beschlussfassung 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wird unter einer gesonderten Niederschrift verfasst. 
 
 

10. Veranlagung Festgeld: Beschlussfassung 
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Der Bürgermeister ersucht den leitenden Gemeindebeamten den anwesenden Gemeinderäten 
zu diesem TO-Pkt. zu berichten. 
Der leitende Gemeindebeamte informiert die Gemeinderäte, dass die Gemeinde über höhere 
liquide Mittel verfügt und diese kurzfristig veranlagt werden könnten. Auftragsgemäß wurden 
drei Geldinstitute angeschrieben, um verschiedene Beträge mit verschiedenen Laufzeiten anzu-
bieten. Die Angebote sind zusammengefasst in der folgenden Aufstellung aufgelistet. Aus der 
Aufstellung geht hervor, dass die Raiffeisenbank Region Deutschkreutz-Horitschon, sowohl was 
Zinssätze als auch Zusatzkosten betrifft, die besten Konditionen anbietet. 
 

 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dass 6 mal 200.000 € für ein halbes Jahr veranlagt werden 
sollten und stellt diesen Antrag zur Diskussion. 

Raika DK-
Horitschon BKS Bank Bgld

Zinssatz Zinssatz Zinssatz
24 Monate 3,550% 3,560% 3,150%
18 Monate 3,650% 3,560% k.A.
12 Monate 3,700% 3,600% 3,375%
6 Monate 3,600% 3,500% 3,200%
3 Monate 3,400% 3,400% 2,800%

12 Monate 3,700% 3,600% 3,375%
6 Monate 3,600% 3,500% 3,200%
3 Monate 3,400% 3,400% 2,800%

12 Monate 3,700% 3,500% 3,000%
6 Monate 3,600% 3,400% 2,850%
3 Monate 3,400% 3,300% 2,700%

12 Monate 3,700% 3,500% 3,000%
6 Monate 3,600% 3,400% 2,850%
3 Monate 3,400% 3,300% 2,700%

6 Monate 3,600% 3,500% 3,300%
3 Monate 3,400% 3,400% 3,000%

6 Monate 3,600% 3,500% 3,300%
3 Monate 3,400% 3,400% 3,000%

keine Kosten einmalig € 47,67 keine
keine Kosten k.A. keine
Teil- und 
Vollbetrag möglich

möglich, jedoch 
mit Kosten 

Zinssatz bleibt 
unverändert
Pönale 1% pro 
Restlaufzeitjahr
keine Kosten € 1,00 keine

 €             1.000.000 

nicht möglich

Kosten für vorzeitige Entnahme:

Kontoführung:
Bearbeitungsgebühr:

vorzeitige Kapitalentnahme:

Verzinsung bei vorzeitiger 
Kapitalentnahme:

Portogebühren

Vorfälligkeitsents
chä-digung 
(Höhe ist 

abhängiug vom 

Var.
Summe die 

veranlagt werden 
könnte

Laufzeit

1  €                600.000 

2  €                500.000 

3  €                300.000 

4  €                200.000 

5  €                800.000 

6



20 

In der Diskussion wird von GR Vlasich angeregt, dass, wenn liquide Mittel zur Verfügung stehen 
würden, vorrangig Darlehen getilgt werden sollten, die einen variablen Zinssatz haben. In erster 
Linie denke er an den Kredit für den Campus. Hier ist seitens der ÖVP schon damals vorge-
schlagen worden, das für dieses Projekt angesparte Kapital in Form eines Baukostenzuschus-
ses zu verwenden und damit zwangsläufig die Darlehenshöhe zu senken. Leider war damals 
die SPÖ Fraktion dagegen.  
Durch die Anhebung des Leitzinssatzes (EURIBOR) würde es Sinn machen, dass variable Dar-
lehen getilgt werden, da man damit mehr Kosteneinsparung hätte, als bei einer Veranlagung. 
Bei Veranlagungen müsste man die KEST berücksichtigen die 25 % beträgt und somit von dem 
angebotenen Zinssatz (3,6 %) nur 2,88 % als Effektivzinssatz übrigbleiben.  
 
GR Vlasich stellte weiter einen Abänderungsantrag, der wie folgt lautet. 
 
Abänderungsantrag: 
 

Es möge nur zwei Tranchen zu je € 200.000,-- veranlagt werden und € 600.000,-- zur Tilgung 
von Darlehen mit variabler Verzinsung (z.B. Darlehen für Campus) herangezogen werden. Die 
verbleibenden € 200.000,-- sollen bei den liquiden Mitteln verbleiben. 
 
Der Abänderungsantrag wird zur Abstimmung gebracht. Dieser wird mit 8 (acht) JA-Stimmen 
[ÖVP-Fraktion] und 11 (elf) NEIN-Stimmen [SPÖ-, MIT- und FBL-Fraktion] mehrheitlich abge-
lehnt. 
 
Anschließend bringt der Bürgermeister den Hauptantrag zur Abstimmung 
 

Hauptantrag: 
 
Entsprechend dem Angebot der Raiffeisenbank Region Deutschkreutz-Horitschon werden 6 x 
200.000 EUR für ½ Jahr veranlagt. Der Zinssatz dafür beträgt 3,6000 %. 
 
Der Hauptantrag wird mit 11 (elf) JA-Stimmen [SPÖ-, MIT- und FBL-Fraktion] 8 (acht) NEIN-
Stimmen [ÖVP-Fraktion] mehrheitlich angenommen. 
 
 

11. Festlegung eines Kostenbeitrages für die schulische Nachmittagsbetreuung 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass es ab September eine schulische Tagesbetreuung gibt und 
ab heuer eine Zusammenarbeit mit dem HKD (Kosic) nicht mehr stattfindet. Deshalb ist ein 
Kostenbeitrag vom Gemeinderat festzulegen. Die schulische Nachmittagsbetreuung findet an 
vier Tagen von Montag bis Donnerstag statt. Eine Erhebung hat ergeben, dass am Freitag kein 
Bedarf besteht. 
Vom Bürgermeister werden folgende Beträge zur Diskussion gestellt: 
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Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
 

Beschluss 
 
Die schulische Nachmittagsbetreuung findet an vier Tagen in der Woche (Montag bis Donners-
tag) statt. Für die schulische Nachmittagsbetreuung in der Volksschule Kleinmutschen werden 
für die Betreuung der Kinder folgende Beträge pro Monat verrechnet: 

1.Tag € 26,00 
2.Tage € 46,00 
3.Tage € 60,00 
4.Tage € 70,00 

Als Bastelbeitrag wird ein Betrag von € 3,00 pro Monat eingehoben. Die An- und Abmeldung 
zur schulischen Nachmittagsbetreuung ist nur halbjährlich möglich. 
 
 

12. Zuschuss zum Kostenbeitrag für das Mittagessen im Kindergarten und in der 
Volksschule: Beschlussfassung 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass das Mittagessen in der Volksschule und im Kindergarten von 
Seiten der Gemeinde gefördert werden soll. Es wäre angedacht einen finanziellen Zuschuss zu 
gewähren. Damit würde das Mittagsmenü den Eltern maximal 4,00 EURO kosten. Derzeit wä-
ren 5,60 EURO für Volksschulkinder, 5,20 EURO für Kindergartenkinder und 4,15 EURO für 
Kindergartenkinder unter 3 Jahre für ein Menü fällig. 
 
Gemeinderätin Mag. Sandra Heisz meldet sich zu Wort und sagt, dass das Land Burgenland 
eine Förderung gewährt. Es wäre klüger und für die Gemeinde finanziell besser, wenn die El-
tern zuerst die Förderung des Landes ausschöpfen würden. Dann erst, wenn feststeht, was die 
Kosten in Summe wären, könnte die Gemeinde im Nachhinein (z.B. am Ende des Kindergarten-
jahres oder im Halbjahr) einen Teil der Kosten in Form einer Förderung zurückerstatten. Vorteil 
dieser Variante wäre es, dass die Gemeinde das Land Burgenland nicht unnötiger Wiese sub-
ventioniert. Die würde nämlich passieren, wenn die vorgeschlagene Kostenbeteiligung be-
schlossen werden würde. 
 
GR Juranich meldet sich zu Wort und schlägt vor, dass vorerst einmal die vom Bürgermeister  
vorgeschlagene Unterstützung beschlossen werden soll. Falls es sich herausstellt, dass durch 
diese Maßnahme ein zu hoher Verwaltungsaufwand oder sich andere Nachteile für die Ge-
meinde herausstellen würden, könnte man in der Dezembersitzung des Gemeinderates den Be-
schluss korrigieren. 
 

Betreuungs-
zeit

1. Tag/ 
Woche

2. Tage/ 
Woche

3. Tage/ 
Woche

4. Tage/ 
Woche

5. Tage/ 
Woche

Bastel-
beitrag

An- und 
Abmeldung

bis 16.30     26,00     46,00     60,00     70,00  - 3,00 € pro 
Monat

nur halbjährlich 
möglich
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Vizebürgermeisterin Mileder stellt den Antrag auf Vertagung dieses Tagesordnungspunktes. 
Begründet wird dies damit, dass nicht alle Fragen bezüglich der Landesförderung geklärt sind 
und man nicht weiß, wie viele Personen überhaupt in den Genuss eine Landesförderung kom-
men werden. Bei der Gemeinderatssitzung im Dezember, wenn alle Fragen geklärt sind, kann 
dann ein Beschluss gefasst werden. Da die Auszahlung an die Eltern halbjährlich erfolgen soll, 
hätten diese durch eine spätere Beschlussfassung keinen Nachteil  
 
Ein Antrag auf Vertagung ist ein Antrag gemäß der Geschäftsordnung und ist sofort zur Abstim-
mung zu bringen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag auf Vertagung zu Abstimmung. 
 
Der Antrag auf Vertagung dieses Tagesordnungspunktes wird mehrheitlich mit 8 (acht) JA-
Stimmen [ÖVP-Fraktion] und 11 (elf) NEIN-Stimmen [SPÖ-Fraktion, MIT, FBL] abgelehnt. 
 
Anschließend wird der Hauptantrag vom Vorsitzenden zur Abstimmung gebracht. Der Hauptan-
trag wird mehrheitlich mit 17 (siebzehn) JA-Stimmen und 2 (zwei) Stimmenthaltungen [Karl 
KERESZTESI, Daniel MERSITS] angenommen. 
 

Beschluss 
 
Der Essenszuschuss der Gemeinde wird mit 1,60 EUR für Volksschulkinder, 1,20 EUR für Kin-
dergartenkinder und 0,15 EUR für Kindergartenkinder unter 3 Jahren festgelegt, wodurch aktu-
ell ein Essen 4,0 EUR kostet. Die Abrechnung soll halbjährlich erfolgen. 
 
 

13. Beschlussfassung über eine finanzielle Zuwendung für den SC Unterpullendorf 
aus Anlass des Meistertitels in der 2. Klasse Mitte (Saison 2022/2023) 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass dem SC Unterpullendorf für den Gewinn der Meisterschaft in 
der 2. Klasse Mitte eine Sonderförderung von € 2.000,-- zuerkannt werden sollte. Begründet 
wird die damit, dass der SC Frankenau ebenfalls für den Meistertitel in der 2. Klasse Mitte eine 
Sonderförderung erhalten hat. 
In der daraufhin entstandenen Diskussion wird der Umstand bekrittelt, dass die Sonderförde-
rung für den SC Unterpullendorf vor dem Beschluss der finanziellen Unterstützung gemeinde-
ansässiger Vereine, welche in den Vereinsrichtlinien verankert ist, beschlossen wird. Begründet 
wird diese Kritik damit, dass eine Sonderförderung für Bestandsjubiläen für den Chor und Tam-
burica Frankenau und der Hajdenjaki mit der Begründung von der SPÖ verwehrt wurde, weil 
zuerst Vereinsrichtlinien zur Förderung ortsansässiger Vereine beschlossen werden sollten. 
Diese sollten dann herangezogen werden um Sonderförderungen zu gewähren. Jetzt wird ei-
nem Verein eine Sonderförderung ausbezahlt ohne die vorher genannte Vereinsrichtlinie. 
 
GR Manfred Csenar erachtet diesen Einwand als völlig legitim und in Ordnung. Gleichzeitig ver-
weist er auf den nächsten TO-Punkt, wo die Vereinsrichtlinie beschlossen werden wird.  
Darauf wird erwidert, dass die Sonderförderung für den SC Unterpullendorf trotzdem ohne eine 
Basis beschlossen wird, da der Beschluss der Vereinsrichtlinie nicht vorausgesetzt werden 
kann. Die fehlende Basis wurde jedoch bei der letzten Beschlussfassung zum Anlass 
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genommen, dass die Sonderförderung für den Chor und Tamburica Frankenau und den 
Hajdenjaki abgelehnt wurde. 
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
 

Beschluss 
 

Der SC Unterpullendorf erhält entsprechend dem Ansuchen vom 05.06.2023 für den 
Gewinn der Meisterschaft in der 2. Klasse Mitte in der Saison 2022/2023 eine Sonder-
förderung in Höhe von 2.000,-- Euro. 

 
 

14. Beschlussfassung von Richtlinien für die finanzielle Unterstützung gemeindean-
sässiger Vereine 

 
Der Bürgermeister ersucht den leitenden Gemeindebeamten die Förderrichtlinien für die Ge-
währung von Förderungen, Subventionen und nicht rückzahlbaren und sonstigen Hilfsleistun-
gen an Vereine den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern vorzustellen.  
Der leitende Gemeindebeamte informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder, dass der 
Bürgermeister ihn beauftragt hat, die von GR Manfred Csenar ausgearbeitete Richtlinie zu 
adaptieren und so zu formulieren, dass diese in der heutigen Sitzung zur Beschlussfassung vor-
gelegt werden kann. Inhaltlich wurde die „Urform“ in vielen Punkten übernommen und die För-
derbeträge wurden gemäß den Vorgaben des Bürgermeisters eingearbeitet. 
Diese Förderrichtlinie soll ab dem Jahr 2024 Gültigkeit erlangen. Die Antragsstellung für das Fi-
nanzjahr 2024 soll bis 15.10.2023 möglich sein. 
 
Vizebürgermeisterin Angelika Mileder ersucht um eine Unterbrechung der Sitzung. Begründet 
wird dies damit, dass die jetzt vorgelegte Förderrichtlinie erst am Tag der GR-Sitzung den Ge-
meinderäten übermittelt worden ist. Die Fraktionen hätten keine Möglichkeit gehabt, die Richtli-
nie genau durchzusehen und fraktionell zu diskutieren. 
Der Bürgermeister verweigert die Unterbrechung der Sitzung mit der Begründung, dass es in-
haltlich keine wesentlichen Änderungen zu der vorherigen Version gibt und deshalb eine Unter-
brechung der Sitzung nicht notwendig sei. 
 
Seitens einiger Gemeinderäte wird kritisiert, dass die neuen Förderrichtlinien eine jährliche Be-
antragung vorsehen und die Vereine aktiv werden müssen und bei Fristversäumnis die Förde-
rung nicht ausbezahlt werden. Weiters wird bemängelt, dass der mit der Ausarbeitung der För-
derrichtlinie beauftragte GR Manfred Csenar nur einige ausgewählte Vereine bei der Formulie-
rung der Förderrichtlinie eingebunden hat. Auch sei es nicht nachvollziehbar, worauf die Höhe 
der Förderung geknüpft wird. 
 
Nach eingehender Diskussion wird Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) angenom-
men. Die Förderrichtlinien, der Anhang 1 zur Förderrichtlinie und das Formblatt für den Antrag 
auf Vereinsförderung stellten sich wie folgt dar: 
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Förderrichtlinien 
der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf 

 
für die Gewährung von Förderungen, Subventionen, nicht rückzahlbaren  

und sonstigen Hilfsleistungen an Vereine 
 
 

§1 Allgemeines und Geltungsbereich 
 

1. Die Vereine der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf sind ein wichtiger Bestandteil des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens in den Ortsteilen unserer Gemeinde und auch dar-
über hinaus. Die Begriffe Nachhaltigkeit, Gemeinsamkeit und Lebensqualität sowie die 
Förderung und Pflege der kroatischen Kultur sind Eckpfeiler unseres Zusammenlebens. 
Der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf ist es daher ein Anliegen, Vereinsarbeit durch 
Förderungen angemessen zu unterstützen 
 

2. Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf ist bestrebt die ansässigen Vereine möglichst 
transparent zu fördern und die Unterstützungen nach nachvollziehbaren Kriterien zu ver-
geben. 
 

3. Vereine im Sinne dieser Richtlinien sind alle im Vereinsregister eingetragenen Vereine, 
die ihren Sitz in der Gemeinde bzw. einen unmittelbaren Bezug zu seinen Ortsteilen und 
der Großgemeinde haben. Sportvereine im Sinne dieser Richtline sind jene, die an offizi-
ellen Meisterschaften teilnehmen und Mitglieder von anerkannten österreichischen Ver-
bänden sind. 
 

4. Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf fördert die örtlichen Vereine nach Maßgabe 
dieser Richtlinien und im Rahmen der budgetär bereitgestellten finanziellen Mittel 
 

5. Förderungsmaßnahmen, die aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Vorgaben durchzu-
führen sind, bleiben von diesen Förderrichtlinien unberührt. 
 

6. Der Gemeinderat entscheidet im Einzelnen über Förderungsanträge von Vereinen. 
 

7. Der Gemeinderat kann in begründeten Fällen Abweichungen von dieser Richtlinie oder 
von darin enthaltenen Bestimmungen beschließen. Weiters kann die Gemeinde Fran-
kenau-Unterpullendorf jederzeit, wenn nachträgliche Umstände eine Änderung der Be-
dingungen und Auflagen es erfordern, neue oder zusätzliche Bedingungen und Auflagen 
per Gemeinderatsbeschluss vorsehen. 
 

8. Rechtsanspruch auf eine Förderung besteht nicht. 

 
 

§ 2 Voraussetzungen für Förderberechtigte 
 

Eine Förderung erhalten grundsätzlich nur Vereine, die nachfolgende Kriterien erfüllen: 
 

1. Eingetragene Vereine (ZVR-Zahl) und Sitz in der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf. 
Ein Verein, der in Sektionen untergliedert ist, kann nur einen Antrag stellen.  
 

2. Vereine, die in der Vereinsbezeichnung und im Vereinszweck einen Bezug zur Ge-
meinde oder den Ortsteilen der Gemeinde haben.  
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3. Beim Erstansuchen gemäß dieser Förderrichtlinien müssen die aktuell gültigen Statuten 
und der jeweils aktuelle Vereinsregisterauszug vorgelegt werden. Bei Änderungen und 
Aktualisierungen der Daten muss das Gemeindeamt umgehend informiert werden. 
 

4. Über die erstmalige Aufnahme eines Vereines in das Förderprogramm im Sinne dieser 
Förderrichtlinien entscheidet der Gemeinderat. 
 

5. Die jährliche Bereitstellung der Fördergelder obliegt dem Gemeinderat im Rahmen der 
Beschlussfassung des jeweiligen Jahresvoranschlages.  
 

6. Vereine müssen jährlich um die Förderung ansuchen. 
 

7. Nicht unter diese Förderrichtlinien fallen: 
• Politische Parteien und deren Vorfeldorganisationen 
• Politische Bürgerlisten 
• Kirchen und Religionsgemeinschaften 
• Freiwillige Feuerwehren und andere Blaulichtorganisationen 
• Vereine mit überwiegend privatem Charakter die keinem öffentlichen Interesse die-

nen (z.B. Juxvereine, Hobby- und Freizeitclubs, u.ä.) 
• Wirtschaftliche Vereine 

 
§ 3 Arten von Vereinsförderungen 

 

1. Basisförderung - Förderung zur Aufrechterhaltung des laufenden Betriebes 
o Die Höhe der Basisförderung ist dem Anhang 1 der Förderrichtlinien der Gemeinde 

Frankenau-Unterpullendorf für die Gewährung von Förderungen, Subventionen, 
nicht rückzahlbaren und sonstigen Hilfsleistungen an gemeindeansässige Vereine 
zu entnehmen. Die Basisförderung wird förderungswürdigen Vereinen ohne Vor-
lage von Rechnungen ausbezahlt. 

 
2. Übernahme von Betriebskosten 

o Die Übernahme der Betriebskosten wird gemäß dem im Anhang 1 der Förderricht-
linien der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf für die Gewährung von Förderun-
gen, Subventionen, nicht rückzahlbaren und sonstigen Hilfsleistungen an gemein-
deansässige Vereine angeführten Fixbeträgen bzw. prozentuellen Übernahme der 
Kosten mit einer maximalen Deckelung der Beträge vorgenommen. 

 
3. Sonderförderungen 

o Zuschüsse zu einmaligen Anschaffungs- oder Errichtungskosten und Investitionen 
in infrastrukturelle Maßnahmen. 

o Die Kosten, die im Rahmen der Sonderförderung beantragt werden, sind mit Rech-
nungen (Zahlungsbestätigungen) bzw. Kostenvoranschlägen zu belegen. 

o Es obliegt dem Gemeinderat über Sonderförderungen im Einzelfall zu entscheiden. 
Die Sonderförderung kann maximal ein Drittel der nachgewiesenen Investitions-
summe betragen. 

 
4. Jubiläumsförderungen 

o Vereine die gemäß § 2 dieser Richtlinie als Förderungsfähig eingestuft worden 
sind können zum ersten Mal nach zehn Jahren ihres Bestehens um eine Jubilä-
umsförderung ansuchen. Weitere Ansuchen auf Jubiläumsförderung sind danach 
in einem Anstand von jeweils 10 Jahren möglich (10-, 20-, 30-,…..Jahren) 
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5. Kostenlose Überlassung oder Bereitstellung von Gebäuden, Räumlichkeiten, Anlagen, 
Gegenständen u.a. der Gemeinde. Die entsprechenden Nutzungsbedingungen sind ein-
zuhalten. 

 
§ 4 Förderhöhe 

 

1. Die maximalen Fördersummen für Basisförderungen werden vom Gemeinderat festgelegt 
und können von diesem angepasst bzw. geändert werden. 
 

2. Jeder Ortsauschuss kann ortsansässigen Vereinen zusätzliche Förderung aus dem Orts-
budget gewähren. 

 
§ 5 Beantragung einer Vereinsförderung 

 

Förderungsanträge für das Folgejahr müssen bis spätestens 15.10. des laufenden Jahres 
schriftlich an die Gemeinde gestellt werden. Für die Beantragung steht ein Formblatt der Ge-
meinde Frankenau-Unterpullendorf auf der Website www.frankenau-unterpullendorf.gv.at zur 
Verfügung. Es werden auch formlose Anträge akzeptiert, sofern sie vollständig und fristgerecht 
eingebracht werden. 
Für unvollständige oder mangelhafte Ansuchen ist dem Förderungswerber ein Verbesserungs-
auftrag zu erteilen. Dazu hat der Förderungsweber die Möglichkeit bis spätestens 31. Oktober 
(Nachfrist) zur Korrektur bzw. Vervollständigung des Förderungsantrages. Bei Fristversäumnis-
sen gilt das Ansuchen als abgelehnt 
 
 

§ 6 Bewilligungsverfahren – Zusage – Auszahlung 
 

1. Im Zuge der Budgetberatungen zum Haushaltsvoranschlag des Folgejahres wird über die 
eingelangten Förderungsanträge entschieden, nach Beschluss des zuständigen Kollegial-
organs erfolgt bis Jahresende die Verständigung des Vereines. Im Falle einer Bewilligung 
tritt die Vereinsförderung mit 1. Jänner des Folgejahres in Kraft. 
 

2. Eine Förderungszusage kann Bedingungen und Auflagen enthalten. Die Gemeinde kann 
als Fördergeberin die Vorlage von Abrechnungen samt Rechnungs- und Zahlungsbele-
gen jederzeit verlangen (Originale werden nach erfolgter Prüfung retourniert). 

 
 

§ 7 Vorbehalt/Widerruf 
 

Bei unrichtigen Angaben im Rahmen der Beantragung, nicht widmungsgemäßer Verwendung 
von Fördermitteln sowie vorzeitiger Auflösung des Vereines behält sich die Gemeinde die Rück-
forderung von Leistungen vor. 
 
 

§ 8 Pflichten der Vereine 
 

Jeder von der Gemeinde geförderte Verein soll der Gemeinde regelmäßige Berichte über des-
sen Aktivitäten übermitteln. Diese werden auf der Homepage und in der Gemeinde-INFO abge-
druckt. Mit der Übermittlung wird gleichzeitig die Genehmigung zur Veröffentlichung (Home-
page, Gemeinde-INFO, Regionale Medien, Cities App, u.ä.) erteilt 
 
 

§ 9 Inkrafttreten 
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Die Förderrichtlinien treten mit 01.01.2024 in Kraft und finden erstmalig für die Förderung 2024 
gestellten Anträge auf Subventionen, Förderungen und Zuschüsse Anwendung.  
Mit dem Inkrafttreten der vorliegenden Förderrichtlinien treten sämtliche bisher geltenden allge-
meinen Regelungen und Vorgaben der Gemeinde betreffend die Gewährung von Subventio-
nen, Förderungen und sonstigen nichtrückzahlbaren Zuschüssen außer Kraft. 
 
 

Anhang 1: 

Förderrichtlinien 
der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf für die Gewährung von 
Förderungen, Subventionen, nicht rückzahlbaren und sonstigen 

Hilfsleistungen an gemeindeansässige Vereine 
 

A: Basisförderung 
 
1. Fußballvereine: €  2.500,-- 

− zusätzlich für die Teilnahme in der 1. Klasse €  500,-- 
2. Folklorevereine  

a. Chor und Tamburica Frankenau €  2.000,-- 
b. Hajdenjaki: €  2.000,-- 

3. Jugendvereine 
a. Jugend Frankenau  €  1.500,-- 
b. Jugend Unterpullendof €  1.500,-- 
c. Jugend Mutschen €  800,-- 

4. Verschönerungsvereine 
a. Frankenau €  1.500,-- 
b. Unterpullendorf: €  1.500,-- 
c. Großmutschen €  500,-- 
d. Kleinmutschen:  €  500,-- 

 

B:  Übernahme von Betriebskosten 
 

Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf übernimmt folgende Betriebskosten der Ver-
eine entweder zur Gänze oder teilweise und mit einer Deckelung:  

 
1. Miete/Pacht:   100 % 

Bei zur Verfügungstellung von Räumlichkeiten durch die Gemeinde wird eine fiktive 
Miete von € 500,-- angenommen 

2. Energie (Strom und Gas):  100 %  
wobei eine Deckelung der Kosten mit folgenden Maximalbeträgen eingezogen 
wird 

− für Fußballvereine € 1.300,-- 
− für Chor und Tamburica Frankenau €  800,-- 
− für Hajdenjaki €  800,-- 
− für Jugend Frankenau und Unterpullendorf €  800,-- 
− für Jugend Mutschen €  500,-- 
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3. Müll und Wasser:   100 %  
wobei eine Deckelung der Kosten mit folgenden Maximalbeträgen eingezogen 
wird 

− Fußballvereine  €  300,-- 
− alle Jugendvereine €  120,-- 

4. Kanalbenützungsgebühr:  100 % 
5. Gebäudeversicherungen (Feuer- und Sturmversicherung):  100 %  
6. Instandhaltungskosten der Sportstätte sowie der dazugehörigen  

Gebäude und Grundstücke (gilt nur für Sportvereine) : € 1.300,-- 
 

 
C. Sonderförderungen: 
 
1. Zuschüsse zu einmaligen Anschaffungs- oder Errichtungskosten und Investitionen in inf-

rastrukturelle Maßnahmen bis maximal ein Drittel der Investitionen. Der Gemeinderat be-
schließt im Anlassfall über die zu gewährende Sonderförderung. 

2. Förderungen im Rahmen von Jubiläen:  €  1.500,-- 
(10-, 20-,30-,40-, usw. Jahre) 

 
 

ANTRAG auf Vereinsförderung  
ortsansässiger Vereine 

 
Für das Jahr ……………….……………………..…. 

 
Vereinsdaten: 

Name des Vereines:  

Vereinsregisterzahl (ZVR-Zahl):  

Anzahl aktiver Mitglieder:  

Vertretungsbevollmächtigte/r::  

Funktion:  

Adresse:  

Telefon:  

E-Mail:  

Bankverbindung (IBAN):  

 
Vorgedruckte Daten sind auf ihre Richtigkeit zu prüfen und gegebenenfalls zu korrigieren. 
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Gemäß der Förderrichtlinien der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf für die Gewährung von 
Förderungen, Subventionen, nicht rückzahlbaren und sonstigen Hilfsleistungen an Vereine be-
antragen wir folgende Förderungen: 
 
* zutreffendes ankreuzen 

 
Basisförderung 
 
 
Übernahme der Betriebskosten 
 
 
Sonderförderung:  
 
Gewünschte Fördersumme: EUR  

 
 
 
Begründung für die Sonderförderförderung: 

 

Angeschossene Unterlagen: 

 

 
Jubiläumsförderung:  
 
Begründung für die Jubiläumsförderung: 
 

 
Der vollständig ausgefüllte Antrag mit allen erforderlichen Unterlagen bzw. 
Nachweisen ist bis spätestens 15.10 des laufenden Jahres für das folgende 
Jahr bei der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf, 7361 Frankenau Nr. 108 
einzubringen. Verspätet eingebrachte Anträge gelten als abgelehnt.  
 
Mit meiner Unterschrift bestätige ich, 

• dass ich die Förderungsrichtlinien gelesen haben sowie die  
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• die Richtigkeit meiner Angaben 
• dass bei unrichtigen Angaben, nicht widmungsgemäßer Verwendung von Förder-

mitteln sowie vorzeitiger Auflösung des Vereines die Gemeinde berechtigt ist, die 
Rückforderung von Leistungen zu verlangen 

 
 

 
  

Ort, Datum  Unterschrift 
 

Nur von der Gemeinde auszufüllen 
Beschluss in der Sitzung vom  
Auszahlungssumme:  
sachlich u. rechnerisch geprüft  
Überwiesen am:  

 
Die Vereinsförderungen für das Jahr 2023 sollen angelehnt an die in dieser Richtlinie beschlos-
senen Beträge ausbezahlt werden. 
 
 

15. Möglichkeiten des Schülertransportes und deren Finanzierung: Beschlussfas-
sung 

 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass die Fa. Loibl bis 
auf weiteres den Schülertransport, so wie bisher, durchführen wird. Zwischenzeitlich wurde 
auch beim BAST – Burgenländisches Anruf-Sammeltaxi nachgefragt, ob der Schülertransport 
mit diesem abgewickelt werden kann. Prinzipiell ist das BAST mit dem VOR-TOP Jugendticket 
während der Schulzeiten nicht kombinierbar, eine Nutzung ist erst im Zeitraum von 16:30 bis 
20:30 Uhr möglich. Jedoch könnte es ein „Schlupfloch“ geben, um das BAST dennoch für den 
Schülertransport einsetzten zu können. In den Beförderungsrichtlinien des BAST ist angeführt, 
dass VOR Klima Ticket Besitzer mit dem BAST befördert werden können. Somit wäre es mög-
lich, wenn die Volksschulkinder ein VOR Klima Ticket hätten, dass der Schülertransport den-
noch über das BAST abgewickelt werden könnte. Mit der Kombination VOR Klimaticket und 
BAST könnte der Schülertransport für die Gemeinde bedeutend kostengünstiger abgewickelt 
werden. 
Eine Anfrage bei der Geschäftsführung vom BAST wurde bereits gestellt, eine Antwort steht 
dazu noch aus.  
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Vorsitzenden einstimmig (19:0) wie folgt 
beschlossen. 
 

Beschluss 
 

Die Prüfung der Möglichkeiten den Transport der Schüler über das Klimaticket zu tätigen soll 
vorgenommen werden. 
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Ersatzgemeinderätin Marianne BLAZOVICH verlässt die Sitzung. Somit sind ab diesem Zeit-
punkt nur noch 18 Gemeinderäte anwesend. 
 
 

16. Teilungsplan für Grundstücke Nr. 1254, KG Großmutschen – Beteiligung an den 
angefallenen Kosten: Beschlussfassung 

 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass er mit Herrn Prei-
ner ein Gespräch über das von ihm an die Gemeinde gerichtete Schreiben vom 22.06.2023 ge-
führt hat, wo Herr Preiner auf die ihm angefallenen Kosten hinweist. Im Rahmen dieses Gesprä-
ches hat er, so der Bürgermeister weiter in seinem Bericht, mit Herrn Preiner vereinbart, dass 
die Gemeinde eine Summe von € 500,-- (vorbehaltlich eines entsprechenden Gemeinderatsbe-
schlusses) für den von ihm in Auftrag gegebenen Teilungsplan übernehmen würde. 
 
 
Nach eingehender Diskussion beschließt der Gemeinderat über Antrag des Bürgermeisters ein-
stimmig (18:0) wie folgt. 
 

Beschluss 
 
Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf wird sich an den Kosten für den Teilungsplan für das 
Grundstück Nr. 1254, KG Großmutschen, welcher von Herrn Gustav Preiner in Auftrag gegeben 
wurde, mit einer Summe von EURO 500,-- beteiligen 
 
 

17. Beschlussfassung Ankauf einer mobilen Beschallungsanlage: Beschlussfas-
sung 

 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass eine mobile Be-
schallungsanlage für die Gemeinde angekauft werden soll. Die vorhandene Anlage funktioniert 
leider nicht bzw. es treten immer wieder Störungen auf. Weiters ist der Akku defekt, sodass 
zwingend immer eine Stromversorgung notwendig ist, was im Freien nicht immer möglich ist. 
Aus diesem Grund wurde bei der Fa. ITEC Tontechnik und Industrieelektronik GesmbH, A-8200 
Laßnitzthal 300, angefragt eine entsprechende mobile Tonanlage anzubieten.  
Eine den heutigen technischen Anforderungen entsprechende mobile Beschallungsanlage 
würde € 2.944,08 kosten. Das Angebot ist angeschlossen und bildet einen wesentlichen Be-
standteil der Niederschrift und des Beschlusses. 
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Nach eingehender Diskussion beschließt der Gemeinderat über Antrag des Bürgermeisters ein-
stimmig (17:0) wie folgt. 
 

Beschluss 
 
Die Fa. ITEC Tontechnik und Industrieelektronik GesmbH, A-8200 Laßnitzthal wird beauftragt 
eine, entsprechend dem Angebot vom 13. September 2023, angebotene mobile Lautsprecher-
anlage um die im Angebot angeführte Summe von € 2.944,08 inkl. 20 % Mwst. zu liefern. 
 

18. Ankauf eines Reinigungsgerätes (Nachlauf-Scheuersaugmaschine): Beschluss-
fassung 

 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass im Campus in 
Kleinmutschen drei Firmen mobile Reinigungsgeräte (Nachlauf-Scheuersaugmaschinen) vorge-
führt haben. Bedingt durch die Tatsache, dass der Bodenbelag im Campus mit den vorhande-
nen technischen Geräten nur schwer bzw. unzureichend zu reinigen sein, wurden entspre-
chende „schwerere“ Gerätschaften von den Firmen vorgeführt. Die Reinigungsleistung dieser 
Geräte war deutlich besser, wobei zwischen den vorgeführten Modellen dennoch beträchtliche 
Unterschiede festzustellen waren. Das Gerät der Fa. WETROK war sowohl was die Bedienung 
als auch die Reinigungsleistung betrifft mit Abstand das Beste, wobei dieses Gerät auch das 
teuerste ist. 
Die entsprechenden Angebote wurden verglichen. Das Ergebnis der Angebote erbrachte fol-
gendes Ergebnis: 

 

Firma Kärcher Wetrok Hagleitner

Type BR 35/12 V BP 
PACK LI

Disomatic 
Mambo Buls Fox

Preis netto 3.128,03             4.250,09           3.970,02     

zzgl. 20% Mwst. 625,61                850,02              794,00        

Preis brutto 3.753,64         5.100,11        4.764,02   
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Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (18:0) folgen-
der Beschluss gefasst: 
 

Beschluss 
 
Das mobile Reinigungsgerät (Nachlauf-Scheuersaugmaschinen) wird entsprechend dem Ange-
bot vom 09.08.2023 um die im Angebot angeführte Summe von € 5.100,11 inkl. 20 % Mwst. 
von der Fa. Wetrok Austria GmbH, 1230 Wien angekauft. 
 
 

19. Prüfung der Gemeindegebarung durch den Prüfungsausschuss am 15.06. und 
15.09.2023: Bericht an den Gemeinderat 

 
Der Obmann des Prüfungsausschusses informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder 
über das Ergebnis der am 15.09.2023 abgehaltenen Prüfungsausschusssitzung. Festgehalten 
wurde, dass die Fahrtenbücher unzureichend geführt werden und die Anweisung des Bürger-
meistergehaltes, entgegen den gesetzlichen Vorgaben, nicht von einer dritten Person angewie-
sen werden. Die Gebarungsprüfung ergab sonst keine Mängel bzw. Beanstandungen. 
 
 

20. Umfassendes Konzept zu erneuerbaren Energiequellen in unserer Gemeinde (An-
trag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
Die Vizebürgermeisterin Angelika Mileder berichtet wie folgt: 
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Dazu stellt GR DI Schreiner folgenden Abänderungsantrag: 
 

Zustimmung zur Schaffung von Bauplätzen für Jungfamilien: Der Gemeinderat 
bestätigt und beschließt die Fortführung des bisher eingeschlagenen Weges zur 
Schaffung von Bauplätzen. In Unterpullendorf war es richtig die wasserrechtli-
che Genehmigung für den Gemeindebauplatz Unterpullendorf Sattovich Platz 
noch rechtzeitig reinzureklamieren, wodurch ein zeitlicher Vorsprung von zwei-
drei Jahren erreicht werden konnte. Gleichzeitig sollen alle in den Ortsteilen ge-
schaffenen Konzepte und deren Status aus der Vergangenheit zusammenge-
tragen werden. 
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Gemäß Geschäftsordnung sind Abänderungsanträge vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu 
bringen.  
Der Bürgermeister stellt den Abänderungsantrag zur Abstimmung.  
 
Der Abänderungsantrag wird mehrheitlich mit 10 (zehn) JA-Stimmen [SPÖ-,Fraktion, MIT, 
FBL] bei 7 (sieben) NEIN-Stimmen [ÖVP-Fraktion] und 1 (einer) Stimmenthaltung [Daniel 
MERSITS] angenommen. 
 
Da der Abänderungsantrag mehrheitlich beschlossen wurde, ist über den Hauptantrag nicht 
mehr abzustimmen.  
 
 

21. Konzept für leistbare Bauplätze für unsere Gemeindebürgerinnen und Gemeinde-
bürger (Antrag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
Gemeinderätin Mag.a Sandra HEISZ berichtet zu diesem Tagesordnungspunkt wie folgt: 
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Dazu stellt GR DI Schreiner folgenden Abänderungsantrag: 
 

Beschluss zur Forcierung der Energieunabhängigkeit in unserer Gemeinde: 
Die Maßnahmen welche auch am 17.3.2023 vom Gemeinderat beschlos-
sen wurden, sollen weiter forciert werden. 

 
Gemäß Geschäftsordnung sind Abänderungsanträge vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu 
bringen.  
Der Bürgermeister stellt den Abänderungsantrag zur Abstimmung.  
 
Der Abänderungsantrag wird mehrheitlich mit 10 (zehn) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, FBL, 
MIT] bei 5 (fünf) NEIN-Stimmen [Karl HORVATH, Mag. Sandra HEISZ, Karl KERESZTESI, 
Alexandra KRÖPFL, Dominik VLASICH] und 3 (drei) Stimmenthaltung [Vbgm. Angelika MILE-
DER, Thomas SIMON, Daniel MERSITS] angenommen. 
 
Da der Abänderungsantrag mehrheitlich beschlossen wurde, ist über den Hauptantrag nicht 
mehr abzustimmen.  
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ANMERKUNG: 
 
Irrtümlicher Weise wurde das Abstimmungsergebnis mehrheitlich mit 10 JA-Stimmern zu 5 Nein 
Stimmen und 3 Stimmenthaltungen festgehalten, was eine Annahme des Abänderungsantrages 
nach sich zog und somit über den Hauptantrag nicht mehr abgestimmt worden ist. 
Der Tonbandaufnahme zur Gemeinderatssitzung konnte jedoch entnommen werden, dass das 
Abstimmungsergebnis mit 9 (neun) JA-Stimmen zu 5 (fünf) Nein Stimmen und 4 (vier) 
Stimmenthaltungen [LUKA LASSALLE-ZEICHMANN von der Liste MIT hat sich auch der 
Stimme enthalten] unentschieden war, d.h. es stimmten 9 (neun) Gemeinderäte mit JA und 5 
(fünf) Gemeinderäte mit NEIN bzw. 4 (vier) Gemeinderäte enthielten sich der Stimme. Eine 
Stimmenthaltung wird als Gegenstimme gezählt. Somit wäre das Ergebnis 9:9 ausgegangen. 
Gemäß §42 GemO wäre bei Stimmengleichheit kein gültiger Beschluss zustande gekommen 
und somit wäre der Antrag als abgelehnt zu werten. Für einen gültigen Beschluss ist grund-
sätzlich die Zustimmung von mehr als der Hälfte der in beschlussfähiger Anzahl anwe-
senden Stimmberechtigten erforderlich. 
 
 

22. Allfälliges 
 
Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt: 
 
Der Bürgermeister berichtet wie folgt: 

- Der in der Einladung unter Punkt 17 der Einladung zur GR-Sitzung angeführte Punkt  
„Ansuchen der Kröpfl Gastro GmbH um finanzielle Zuwendung für die Errich-
tung eines Kaffeehauses, einer Weinbar und Bistors: Beschlussfassung“  
wurde vom Bürgermeister vor Eingang in die Tagesordnung abgesetzt. Über 
diesen Punkt wird nun unter dem TO-Punkt Allfälliges vom Bürgermeister wie 
folgt berichtet. 
Der Bürgermeister bringt den von der Kröpfl Gastro GesmbH aufgesetzten 
Fördervertrag durch Verlesen den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern zur 
Kenntnis. Im Anschluss daran berichtet der Bürgermeister, dass im Ortsaus-
schuss über einen finanziellen Zuschuss zu diesem Projekt beraten wurde. 
Der Ortsausschuss hat sich darauf verständigt, dass der Kröpfl Gastro 
GesmbH. zur Umsetzung des Projektes ein Förderbetrag von € 50.000,-- in 
Aussicht gestellt wurde. Da bereits für ein ähnliches Projekt (Mlikarnica in Un-
terpullendorf) eine Förderung vom Gemeinderat bewilligt bzw. beschlossen 
worden ist, hat der Ortsausschuss Frankenau dies vorgeschlagen. Im Ansu-
chen der Kröpfl Gastro GesmbH wird jedoch als Wunschfördersumme 
€ 100.000,-- genannt. Im Ortsausschuss wurde auch über diese Fördersumme 
diskutiert, jedoch konnte kein Beschluss gefasst werden, weil der Ortsaus-
schuss nicht beschlussfähig war. Deshalb wurde dieser Punkt von der Tages-
ordnung genommen und nur als Bericht ausgeführt. 

 
− Es wird für ein Jahr ein Klimaticket der Gemeinde zur Verfügung gestellt. Die Bevölke-

rung kann sich melden und kostenlos das Klimaticket nutzen. 
− Die Fa. i-Plan hat die Rechnung für die „Neuplanung“ der Verkehrsberuhigung in Klein-

mutschen gestellt. 
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− Ein Rasenmäher (Stiga) wurde über das Lagerhaus angekauft. 
− Für die Erddeponie muss, sofern diese Deponie weiter betrieben werden soll, ein Depo-

nieaufsichtsorgan bestellt werden. Die jährlichen Kosten würden sich auf über € 2.500,-- 
belaufen. 

− Bis zur nächsten GR-Sitzung können sich Gemeinderäte bewerben um EU-Gemeinderat 
zu werden. 

− Im Thermengebiet wurde ein Lustspielhaus errichtet. Die Eröffnung findet am 26.09.2023 
statt, wozu die Gemeinderäte eingeladen sind. 

− Für die Halloween-Tage bei der Sonnentherme hat die Gemeinde eine finanzielle Beteili-
gung, so wie im vorangegangenen Jahr, in der Höhe von € 692,-- zugesagt. 

− Zur Beschwerde der Fam. Weißhappl und Steirer (Günserstraße 4) bezüglich des Be-
wuchses entlang der B 61 wird GR Lassalle-Zeichmann beauftragt mit den Betroffenen in 
Kontakt zu treten. 

− Die Kosten für die Räumung des Sattovich-Platzes in Unterpullendorf belaufen sich ge-
genüber der Angebotssumme (€ 6.150,--) nunmehr auf € 16.999,--, also fast das 3-Fa-
che des Angebotspreises. Begründet wird dies damit, dass die zu entsorgende Menge 
an verunreinigter Erde vorher nicht abschätzbar war. 

 
GR Philip Juranich fragt nach, ob er eine Kopie der Daten der Verkehrszählung, die von Seiten 
der BH Oberpullendorf in Auftrag gegeben wurde, haben kann. Der Bürgermeister antwortet da-
rauf, dass die Unterlagen eingesehen werden können. Eine Kopie der Unterlagen wird jedoch 
nicht ausgehändigt. 
 
GR Thomas Simon fragt nach, was am Sportplatz in Kleinmutschen gegraben wird. Dazu ant-
wortet GR Mörk, dass er an seinem Haus die Isolierung neu machen muss. 
 
EGR Alexandra Kröpfl fragt nach, wer das Schreiben über die Gutscheine versandt hat und 
nach welchen Kriterien die Betriebe ausgesucht wurden. Es haben sich Betrieb bei ihr gemel-
det, die nicht angeschrieben wurden. 
GV Michael Fazekas antwortet darauf, dass das Schreiben von ihm aufgesetzt wurde und er die 
Betriebe angeschrieben hat.  
Der leitende Gemeindebeamte erwidert darauf, dass die Gemeindeverwaltung über dieses 
Schriftstück nicht informiert war, jedoch Anfragen aus der Bevölkerung zu diesem Schriftstück 
eingegangen sind. Dem Schreiben war auch nicht zu entnehmen, dass es sich um ein „offiziel-
les Schreiben der Gemeinde“ handelt. Künftig sollte, falls irgendwelche Schreiben an die Bevöl-
kerung versendet werden und diese als „offizielle Schriftstücke der Gemeinde“ deklariert wer-
den auch auf die entsprechenden Formvorschriften der Gemeindekorrespondenz (Briefkopf, 
etc.) geachtet werden und die Gemeindeverwaltung darüber informiert werden. 
 
Vbgm. Angelika Mileder weist auf die Problematik mit Ragweed in unserer Gemeinde hin. Die 
Bevölkerung soll zu diesem Thema mehr sensibilisiert werden. 
 
EGR Alexandra Kröpfl weist den Bürgermeister auf Wunsch der Jugend Frankenau hin, um 
über die „Verschmutzung“ des Beachvolleyballplatzes in Frankenau in der Gemeinde-INFO zu 
berichten. Nach Auskunft der Jugendlichen kommt es immer wieder vor, dass Fremdmaterialien 
(Äste, Maisstroh, Gras, etc.) im Sand vergraben werden. Dadurch können Verletzungen 
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verursacht werden und die Qualität des eigens dafür aufgebrachten Sandes leidet darunter. 
Weiters wird das Netz als „Schaukel“ missbraucht, was Beschädigungen nach sich zieht. 
Der Bürgermeister entgegnet darauf, dass der Beachvolleyballplatz allen zur Verfügung steht 
und nicht nur der Jugend Frankenau gehört. Die Kinder dürfen den Platz benutzen und auch im 
Sand spielen.  
 
Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die nächste Gemeinderatssitzung am 15. Dezember 2023 
stattfinden soll. 
 
Nach Erschöpfung der Tagesordnung dankt der Vorsitzende den Gemeinderäten/Innen für ihr 
Erscheinen und schließt um 22:55 Uhr die Sitzung des Gemeinderates. 
 
 
 
 

V.g.g. 
 
 
   

Bürgermeister:  Protokollmitfertiger: 
Paul FERCSAK  Daniel MERSITS 

   
 
 
 
   

Schriftführer:  Protokollmitfertiger: 
GAR DI Erich FAZEKAS  Manuela FERCSAK, MA 
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